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«Wir haben eine bessere Lösung 
Der Verein Aktion Sauberer Murtensee hat gestern ein Alternativprojekt zum geplanten Neubau  
der Abwasserreinigungsanlage in Muntelier präsentiert. Diese Variante sieht eine Anlage in Kerzers vor. 

Etelka Müller

MUNTELIER Der Verein Akti-
on Sauberer Murtensee lehnt 
die geplante neue Abwasser-
reinigungsanlage der ARA Re-
gion Seeland Süd am bisheri-
gen Standort Muntelier ab. Der 
Grund: Das gereinigte Abwas-
ser soll nicht mehr in den Mur-
tensee fliessen. Gestern Abend 
hat der Verein eine Alternati-
ve vorgestellt: Die neue Anlage 
der ARA soll in Kerzers zu ste-
hen kommen und das Abwas-
ser in den Hagneck-Kanal und 
dann in den Bielersee fliessen. 
«Wir haben damit eine bessere 
Lösung», sagte Peter Halbherr, 
Präsident des Vereins Aktion 
Sauberer Murtensee vor Be-
ginn der Präsentation in Mun-
telier, an der zahlreiche Vertre-
ter der ARA-Verbandsgemein-
den, der Kantone Bern und 
Freiburg sowie Mitglieder des 
Vereins anwesend waren. «Ein-
leitungen von Abwasser bei ei-
nem Badeplatz wie in Munte-
lier gibt es wohl nicht mehr an 
vielen Orten in der Schweiz», 
sagte Halbherr. 

Zu der Alternative präsen-
tierte der Verein gestern Abend
eine Studie der Freiburger Fir-
ma Triform. Diese zeigt die 
Vorteile einer Anlage in der In-
dustriezone Kerzers auf: Die 
Ableitung des gereinigten Ab-
wassers in den Hagneck-Kanal 
ermögliche eine signifikante 
Verkleinerung der Nährstoff-
belastung des Murtensees, «der 
Bielersee spürt hingegen wenig 
davon», sagte Ingenieur Peter 
Lehmann von Triform. Es sei 
besser, Abwasser in Fliessge-
wässer abzuleiten, weil sich die 
Stoffe so besser verteilen und 
abgebaut werden können. 

Murtensee und Phosphor
Auch beim Bau der Anlage se-

he er Vorteile: Die Realisierung 
einer ARA in der Industriezone 
in Kerzers sei bautechnisch 
aufgrund der Platzverhältnis-
se einfacher als der Ausbau der 
bestehenden ARA in Muntelier.
«Die Bau- und Betriebskosten 
der beiden Anlagen sind hin-
gegen vergleichbar.» Zudem
könne eine Anlage in Kerzers 
wegen der vorhandenen Land-
reserven ohne Konflikte mit

dem Schutzgebiet von natio-
naler Bedeutung neuen Anfor-
derungen angepasst werden. 
Die ARA in Muntelier hingegen 
grenzt an das Naturreservat 
Chablais. Aufgrund der grösse-
ren verfügbaren Fläche in Ker-
zers könne eine Anlage an die-
sem Standort logistischen An-
forderungen besser genügen. 
Lehmann zeigte anhand von
Grafiken auf, wie stark der Mur-
tensee durch Phosphor belastet 
ist. «Dem Bieler- und dem Neu-
enburgersee geht es besser»,
sagte Lehmann. Der Murtensee 
sei nicht geeignet dafür, gros-
se Mengen an Abwasser aufzu-
nehmen. 

«Wir haben jahrelang gear-
beitet, und jetzt ist alles an-
ders», sagte der Ammann von 
Ried, Heinz Etter, in der Dis-
kussionsrunde. Etter war Prä-
sident der ARA Kerzers, bevor 
diese mit der ARA Murten zur 
ARA Seeland Süd fusionierte. 
«Bei der Erarbeitung der Stu-
die von 2010 hat uns niemand 

gesagt, dass es eine andere Lö-
sung gibt.» Er sprach damit 
an, dass das Projekt des Ver-
bands mit Standort Muntelier 
sich aus einer Studie zur Regi-
on Seeland ergeben hatte (sie-
he Kasten). 

Eric Mennel vom Amt für 
Umwelt steht einer neuen ARA 
in Kerzers kritisch gegenüber: 
«Ich habe grundsätzlich ein 
Problem mit dem Export von 
Wasser und möchte die Zahlen 
zur Belastung des Murtensees 
überprüfen.» Für ihn mache 
diese Aufstellung keinen Sinn, 
sagte Mennel. Auch Pascal Pör-
ner, Ammann von Muntelier 
und Präsident der Baukom-
mission der ARA Seeland Süd, 
sagte, dass er die Studie genau-
er anschauen werde, «das sind 
wir der Bevölkerung schuldig».

Sie seien gerne bereit, an 
einen Tisch zu sitzen, um die 
Studie gemeinsam zu studie-
ren, sagte Halbherr dazu. Das 
sei nun die Aufgabe der Behör-
den und des ARA-Verbandes.

Ein Verein will verhindern, dass das gereinigte Abwasser der ARA weiterhin in den Murtensee fliesst.    � Bild Corinne Aeberhard

«Wir sind alle Kinder von Courtepin»
Der Andrang an die erste Gemeindeversammlung des vereinten Courtepin war gross. 
Dabei wählten die Bürgerinnen und Bürger nur die Mitglieder ihrer Kommissionen. 
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COURTEPIN Die Gemeindever-
treter von Courtepin mussten 
Stühle hinzustellen: 169 Bürge-
rinnen und Bürger haben sich 
die ausserordentliche Gemein-
deversammlung vom Montag-
abend in Courtepin nicht ent-
gehen lassen. Es war die erste 
Gemeindeversammlung nach
der Fusion per Anfang Jahr von 
Villarepos, Bärfischen, Wallen-
ried und Courtepin. 

«Es ist eine historische Ver-
sammlung der fusionierten 
Gemeinde», sagte einleitend
der neue Syndic Daniel Jorio 
zu Beginn der Versammlung; 
es sei schön, so viele Bürgerin-
nen und Bürger begrüssen zu 
dürfen. «Wir sind alle Kinder 
von Courtepin.» 

Gelebte Zweisprachigkeit
Courtepin ist nach der Fusi-

on offiziell eine zweisprachi-

ge Gemeinde, dies zeigte sich 
am Montag: Der Syndic sprach 
abwechselnd in Deutsch und 
Französisch, und er versprach, 
dass die Informationen auf der 
Website der Gemeinde dem-
nächst auch in Deutsch abruf-
bar sein werden: «Die Überset-
zung auf Deutsch folgt so rasch 
als möglich.» 

Die Bürgerinnen und Bürger 
befanden am Montag über eine 
Reihe von technischen Trak
tanden, welche das Funktio-
nieren der Gemeinde ermög-
lichen sollen: Sie hiessen das 
Verfahren zur Einberufung der 
Gemeindeversammlung gut. 
Zudem erteilten sie dem Ge-
meinderat für die Legislatur-
periode bis 2021 Finanzkompe-
tenzen. Er kann damit über ei-
nen Betrag von 60 000 Franken 
pro Jahr für ausserordentliche
und dringende Aufwände oh-
ne Zustimmung der Versamm-
lung entscheiden. 

Die Stimmbürger wählten 
des Weiteren die Mitglieder der 
Finanz-, Planungs- und Ein-
bürgerungskommission. Je-
de ist mit fünf Mitgliedern be-
setzt: Zwei Personen sind je-
weils aus dem Sektor des «al-
ten» Courtepin und je eine Per-
son stammt aus den Dörfern 
Wallenried, Villarepos und 
Bärfischen. Mehrere Kommis-
sionssitze waren begehrt, die 
Wahl erfolgte deshalb geheim. 

Mitglieder der Finanzkommission: 
Erwin Blaser (Bärfischen), Stephan Renz 
(Courtepin), Beatrice Schranz (Courte-
pin), Katharina Mory (Villarepos) und 
Alain Wampach (Wallenried). 
Planungskommission: Bernard Sturny 
(Bärfischen), Laurent Berset (Courtepin), 
Peter Meyer (Courtepin), Gilles Michaud 
(Villarepos) und Jean-François Roche 
(Wallenried). 
Einbürgerungskommission: Marguerite 
Charrière (Bärfischen), Roland Kilchör 
(Courtepin), Béatrice Pasquier (Courte-
pin), Léa Egli (Villarepos) und Christine 
Lefebvre (Wallenried). 

Rekurs gegen Schulkreisentscheid
31 Bürger aus Cressier haben Rekurs beim Oberamt eingereicht. Sie wehren sich gegen 
den Entscheid ihres Gemeinderates, der Schulkonvention von Murten beizutreten.
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CRESSIER Eine Gruppe von 31 
Bürgerinnen und Bürgern aus 
Cressier will sich nicht mit dem 
Beschluss des Gemeinderates 
abfinden, dass Cressier dem 
grossen Primarschulkreis der 
Gemeinden im Murtenbiet bei-
treten soll. Sie wehren sich mit 
einem Rekurs beim Oberamt. 
Der Gemeinderat von Cressier 
hatte die Schulkonvention von 
Murten im Januar unterschrie-
ben (die FN berichteten). Mit 
dem Beitritt werden die fran-
zösischsprachigen Klassen im 
Schulhaus von Cressier der 
französischen Direktion des 
Primarschulkreises Murten 
unterstellt. 

Rund 140 Bürger hatten En-
de letzten Jahres eine Peti-
tion unterzeichnet – mit der 
Forderung, dass der Gemein-
derat eine ausserordentliche 
Gemeindeversammlung ein-

berufen soll. An dieser hätte 
die Beitrittsfrage und die Ein-
reichung eines Gesuches um 
Ausnahmeregelung debat-
tiert werden sollen. Der Schul-
kreis Cressier genügt den Be-
stimmungen des Schulgeset-
zes nicht. Denn der Gemeinde 
fehlt es an Schulklassen: Das 
Gesetz schreibt mindestens 
acht Klassen für die Führung 
eines Schulkreises vor, Cressier 
hat zurzeit jedoch lediglich de-
ren fünf. 

Der Gemeinderat hatte die 
Forderung der Petitionäre ab-
gelehnt. Er hatte sich darauf 
berufen, dass die Schulkon-
vention und deren Unterzeich-
nung allein in der Kompetenz 
des Gemeinderates liege. Eine 
Gemeindeversammlung könne 
nicht über diese Angelegenheit 
befinden, war die Antwort des 
Gemeinderats.

Die Gruppe hat nun laut ei-
ner Mitteilung von Initiant Sé-

bastien Berset beim Oberamt 
Rekurs gegen den Entscheid 
des Gemeinderats eingereicht. 
Die Bürger sind der Auffas-
sung, dass der Gemeinderat ih-
nen das Recht verweigert, ge-
hört zu werden.

Keine Ausnahme
Der Grund für den Wider-

stand der Bürger ist die Spra-
che: Die Gegner des Beitritts 
zum Murtner Primarschulkreis 
sorgen sich um das sprachliche 
Gleichgewicht in der Gemein-
de, wie Initiant Berset aus-
führt. Sie befürchten, dass der 
Beitritt von Cressier zum zwei-
sprachigen Doppel-Schulkreis 
das französische Element zu-
gunsten der Deutschsprachi-
gen in Cressier schwächen wür-
de. Die Einsprecher hoffen nun, 
dass der Oberamtmann den 
Bürgern von Cressier das Recht 
zugesteht, selber über diese Sa-
che entscheiden zu dürfen.

Das aktuelle Projekt der ARA See-
land Süd am Standort Muntelier 
ergibt sich aus einer Studie zur 
Region Seeland. Diese entstand
zwischen 2010 und 2012. Ab 
2012 liefen die Verhandlungen 
betreffend Standort Muntelier für 
eine zentrale Anlage ARA Seeland 
Süd. Besprechungen mit Kanton 
und Bund folgten. Zuerst gingen 
die Verantwortlichen davon 
aus, dass es mehr Land braucht, 
als die bestehende Anlage in 
Muntelier bietet. Dies blockierte
das Projekt. 2014 zeigte eine 
Machbarkeitsstudie jedoch, dass 
eine Anlage mit sogenannter 
Membrantechnologie auf dem 
bestehenden Gelände mög-
lich ist und den Anforderungen 
entspricht. Ende 2014 stimmten 
die ARA Kerzers, die ARA Region 
Murten sowie die ARA Ins-Münt-

schemier einer Dreierfusion im 
Grundsatz zu. Aus der geplanten 
Dreier-Fusion wurde jedoch
nichts: Die ARA Ins-Müntsche-
mier stieg aus den Verhandlun-
gen aus. Die ARA Region Murten 
und die ARA Region Kerzers 
schlossen sich 2016 zur ARA 
Region Seeland Süd zusammen.
17 Gemeinden aus den Regionen 
Kerzers und Murten haben sich 
zusammengetan, um für rund  
60 Millionen Franken die Klär-
anlage in Muntelier zu moderni-
sieren und auszubauen. Die neue 
Anlage soll auch Mikroverunrei-
nigungen beseitigen können, 
denn der Bund verpflichtet die 
Abwasserreinigungsanlagen zur 
Behandlung von Mikroschadstof-
fen. Der Verein Aktion Sauberer 
Murtensee wurde im Juni 2016
gegründet. emu

Chronologie

Beseitigung von Mikroschadstoffen

Ein Monat 
im Zeichen
des Wassers
FREIBURG Weshalb haben nicht 
alle Menschen Zugang zu Was-
ser? Was bedeutet das Schmel-
zen der Gletscher für den 
Wasserhaushalt in der Schweiz 
und weltweit? Und was, wenn 
das Wasser auf der gesamten 
Erde knapp wird? Diesen Fra-
gen, die in Zukunft immer 
dringender werden, widmet 
sich der Verein Neuf (nachhal-
tige Entwicklung, Universi-
tät Freiburg) ab kommendem 
Montag laut Mitteilung wäh-
rend eines ganzen Monats. Mit 
Filmen, Diskussionsrunden, 
Ausstellungen, Vorträgen und 
vielem mehr wird das Was-
ser, das die Grundlage unse-
res Überlebens darstellt, in den 
Vordergrund gerückt. Die An-
lässe sind öffentlich, der Ein-
tritt ist frei.

Im Januar 2017 hat Neuf der 
Uni Freiburg zudem ein Papier
übergeben, in dem sie die Uni-
versität auffordert, der Initiati-
ve Blue Community beizutre-
ten. So könnte die Uni ihr En-
gagement in der Nachhaltig-
keit stärken, heisst es.� mir
Informationen zu den Anlässen: http://
student.unifr.ch/neuf/de/moisdeleau

Amnestie bei 
unlauterem 
Sozialhilfebezug?
FREIBURG Der Kanton Genf 
dient als Beispiel: 92 000 So-
zialhilfebezüger haben vom 
Staat einen Brief bekommen, 
der zu einer Selbstanzeige im 
Falle eines unlauteren Bezugs 
dieser Leistungen animiert. 
Seit dem 1. Oktober 2016 macht 
sich strafbar, wer Sozialhilfe-
gelder bezieht, ohne Anrecht 
darauf zu haben. 3200 Genfer 
haben sich daraufhin bei den 
Behörden gemeldet und straf-
frei Geld zurückbezahlt. Be-
trug ist davon ausgenommen. 
Grossrat Hubert Dafflon (CVP, 
Grolley) denkt, das könnte auch
ein Ansatz für Freiburg sein. In 
einer Anfrage an den Staatsrat 
regt er zur Einführung einer 
Amnestie bei unrechtmäs-
sig bezogenen Sozialhilfegel-
dern an. Kanton und Gemein-
den könnten zusätzliche Ein-
nehmen machen, und Betroffe-
ne müssten nicht ausgeschafft 
werden, so Dafflon.� uh

FN 22.02.17




